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ANLEGER-INFORMATION ZUR ÄNDERUNG DER ANLAGEBEDINGUNGEN 

Mit Genehmigung der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht tritt die folgende 

Änderung der Besonderen Anlagebedingungen des OGAW-Sondervermögens nordIX 

Renten Plus, Anteilklasse R (ISIN: DE000A0YAEJ1) und Anteilklasse I (ISIN: 

DE000A2QG231) mit Wirkung 

zum 25. März 2026 

in Kraft: 

1. Änderung der Anlagegrenzen 

Die Anlagegrenzen des § 2 (Anlagegrenzen) lauten künftig wie folgt: 

1. Der Mindestanteil an nachhaltigen Investitionen gemäß Artikel 2 Absatz 17 der 

Offenlegungsverordnung (Verordnung (EU) 2019/2088 – „SFDR“) beträgt 45 Prozent.  

2. Mindestens 80 Prozent des Wertes des Sondervermögens müssen in Vermögensgegenstände 

(exklusive Bankguthaben und Derivate) investiert werden, die unter Berücksichtigung von 

Nachhaltigkeitskriterien ausgewählt werden und von einem durch die Gesellschaft 

anerkannten Anbieter für Nachhaltigkeits-Research unter ökologischen und sozialen Kriterien 

positiv bewertet worden sind. Als positiv bewertet gelten die Vermögensgegenstände 

(exklusive Bankguthaben und Derivate), die ein Mindest-ESG-Rating aufweisen. 

Vermögensgegenstände (exklusive Bankguthaben und Derivate), die das entsprechende 

Mindestrating nicht einhalten, werden im Rahmen der Anlagegrenze nicht berücksichtigt. Im 

Falle von Vermögensgegenständen (exklusive Bankguthaben und Derivate) zielen die ESG-

Ratings darauf ab, die Widerstandsfähigkeit gegenüber den relevanten Risiken aus den 

Bereichen Umwelt, Soziales und verantwortungsvoller Unternehmensführung zu messen. 

Unternehmen einer Branche sind stets mit den gleichen Risiken und Chancen konfrontiert, 

auch wenn das individuelle Risiko variieren kann. Die mit Hilfe des Ratings gemessene 

Widerstandsfähigkeit wird daher immer auch im Verhältnis zu Unternehmen der gleichen 

Branche gemessen. Durch die Einhaltung des Mindestratings werden damit nicht nur 

Nachhaltigkeitsrisiken allgemein reduziert, sondern darüber hinaus auch ein Best–in-Class 

Ansatz verfolgt, da die im Verhältnis positiveren Unternehmen einer Branche im Rahmen der 

Anlagegrenze bevorzugt Berücksichtigung finden. Die Details der positiven Bewertung und 

deren Funktionsweise sind dem Verkaufsprospekt und den nachhaltigkeitsbezogenen 

Offenlegungen zu entnehmen. 

3. Die Gesellschaft darf für das Sondervermögen nicht in Wertpapiere oder Geldmarkt-

instrumente von Emittenten investieren, die ihre Umsätze 
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a) aus der Herstellung von kontroversen Waffen erzielen; 

b)  zu 10 Prozent oder mehr aus der Herstellung und/oder dem Vertrieb konventioneller 

Waffen/Rüstungsgüter erzielen; 

c) zu 30 Prozent oder mehr aus der Herstellung und/oder dem Vertrieb von Kohle erzielen; 

d) zu 5 Prozent oder mehr aus der Produktion von Tabak erzielen. 

Zudem sind Unternehmen ausgeschlossen, die  

a) gegen den UN Global Compact verstoßen; 

b) für die eine „Red Flag“-Bewertung nach der Kontroversenbewertung von MSCI ESG 

innerhalb der drei Säulen E, S oder G vorliegt. 

Investitionen in Staatsemittenten, die aufgrund des aktuell gültigen Freedom House Ranking 

als „nicht frei“ eingestuft werden, sind ausgeschlossen.   

4. Wertpapiere und Geldmarktinstrumente dürfen nur dann erworben werden, wenn ihre 

Emittenten die Verfahrensweisen einer guten Unternehmensführung anwenden, indem sie 

nicht in schwerer Weise gegen den UN Global Compact verstoßen und somit bei ihrer 

Geschäftstätigkeit die in Artikel 2 Nummer 17 der Verordnung (EU) 2019/2088 genannten 

Governance-Aspekte beachten. 

5. Unter Berücksichtigung von § 2 Absatz 2 müssen mindestens 51 Prozent des OGAW-

Sondervermögens in aus unter Nachhaltigkeitskriterien ausgewählten verzinslichen 

Wertpapieren investiert sein.  

6. Die Gesellschaft darf dabei mehr als 35 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermögens in 

Wertpapiere und Geldmarktinstrumente der im Anhang genannten Aussteller anlegen. 

7. Die Gesellschaft darf insgesamt bis zu 49 Prozent des Wertes des OGAW­Sondervermögens 

in Geldmarktinstrumenten nach Maßgabe des § 6 der AABen anlegen. 

8. Die Gesellschaft darf insgesamt bis zu 20 Prozent des Wertes des OGAW­Sondervermögens 

in Bankguthaben nach Maßgabe des § 7 Satz 1 der AABen in liquiden Mitteln anlegen. 

9. Die Gesellschaft kann im Rahmen der Verwaltung des OGAW­Sondervermögens Derivate 

einsetzen. Derivate sind nicht Bestandteil der Nachhaltigkeitsstrategie. 

10. Die Gesellschaft darf insgesamt bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW­Sondervermögens 

in Investmentanteilen im Sinne von § 8 der AABen anlegen. 

a) Für das OGAW-Sondervermögen können bis zu einer Höhe von 10 Prozent Anteile an 

in- oder ausländischen Sondervermögen erworben werden, die nach ihren 

Anlagebedingungen vorwiegend in Aktien investiert sind (Aktienfonds). 

b) Für das OGAW-Sondervermögen können bis zu einer Höhe von 10 Prozent Anteile an 

in- oder ausländischen Sondervermögen erworben werden, die nach ihren 

Anlagebedingungen vorwiegend in zinstragende Wertpapiere investiert sind 

(Rentenfonds). 
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c) Für das OGAW-Sondervermögen können bis zu einer Höhe von 10 Prozent Anteile an 

in- oder ausländischen Sondervermögen erworben werden, die nach ihren 

Anlagebedingungen vorwiegend in Bankguthaben oder Geldmarktinstrumenten 

investieren. 

 

Erläuterung der Änderungen: 

Grund der Änderungen ist die Anpassung der ESG-Strategie. Demnach wird die 

Anlagepolitik dahingehend angepasst, dass der Mindestanteil an nachhaltigen 

Investitionen künftig 45 Prozent beträgt und mindestens 80 Prozent des Wertes des 

Sondervermögens nach einer ESG-Strategie verwaltet werden, wobei die Vermögens-

gegenstände nach ökologischen und sozialen Kriterien als auch dem Kriterium der 

verantwortungsvollen Unternehmens- bzw. Staatsführung (sog. ESG-Kriterien) bewertet 

und ausgewählt werden. In diesem Zusammenhang dürfen nur noch 20 statt 49 Prozent 

des Wertes des OGAW-Sondervermögens in Bankguthaben gehalten werden. Derivate 

sind kein Bestandteil der Nachhaltigkeitsstrategie. 

Investitionen in Emittenten, die ihre Umsätze aus der Herstellung von kontroversen 

Waffen oder zu einem bestimmten Prozentsatz aus konventionellen Rüstungsgütern, 

Kohle oder Tabak beziehen, sind ausgeschlossen. Zudem sind Unternehmen 

ausgeschlossen, die gegen den UN Global Compact verstoßen oder für die eine „Red 

Flag“-Bewertung nach der Kontroversenbewertung von MSCI ESG vorliegt. Investitionen 

in Staatsemittenten, die als „nicht frei“ im Rahmen des Freedom House Rankings 

eingestuft sind, sind ausgeschlossen. Im Übrigen sind die Verfahrensweisen einer guten 

Unternehmensführung zu beachten, indem sie nicht in schwerer Weise gegen den UN 

Global Compact verstoßen und somit bei ihrer Geschäftstätigkeit die in Artikel 2 Nummer 

17 der Verordnung (EU) 2019/2088 genannten Governance-Aspekte beachten.  

 

2. Anpassung der Kostenregelungen 

§ 6 (Kosten) wird in Bezug auf die neuen Kostenregelungen erweitert und lautet künftig 

wie folgt: 

1. Vergütungen, die an die Gesellschaft zu zahlen sind 

a) Die Gesellschaft erhält für die Verwaltung des OGAW-Sondervermögens für jede 

Anteilklasse eine jährliche Vergütung in Höhe von bis zu 0,26 Prozent des anteiligen 

durchschnittlichen Nettoinventarwertes des OGAW-Sondervermögens in der 

Abrechnungsperiode, der aus den Werten des bewertungstäglich ermittelten Netto-

inventarwertes errechnet wird. Die Gesellschaft ist berechtigt, hierauf anteilige 

Vorschüsse zu erheben, die bewertungstäglich berechnet und abgegrenzt werden. 

Vorschüsse werden am Ultimo eines Monats fällig. An den Tagen, an denen kein 

Nettoinventarwert ermittelt wird, wird der Nettoinventarwert des Vortages solange 

fortgeschrieben, bis ein neuer Tagesendwert ermittelt wird. 
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b) Performance-Fee 

(i.) Definition der erfolgsabhängigen Vergütung 

Die Gesellschaft kann für die Verwaltung des Sondervermögens zusätzlich zu der 

Vergütung gemäß § 6 Absatz 1.a) je ausgegebenem Anteil eine erfolgsabhängige 

Vergütung in Höhe von bis zu 15 Prozent des Betrages erhalten, um den die 

Anteilwertentwicklung am Ende einer Abrechnungsperiode den Ertrag aus einer als 

Vergleichsmaßstab herangezogenen Geldmarktanlage in dieser Abrechnungsperiode 

um 3 Prozent („Hurdle Rate“) übersteigt, jedoch insgesamt höchstens bis zu 

5 Prozent des anteiligen durchschnittlichen Nettoinventarwertes des Sonder-

vermögens in der Abrechnungsperiode, der aus den Werten des bewertungstäglich 

ermittelten Nettoinventarwertes errechnet wird. Hierzu wird jeweils auf den 

Nettoinventarwert der jeweiligen Anteilklasse abgestellt. Ist der Anteilwert zu 

Beginn der Abrechnungsperiode niedriger als der Höchststand des Anteilwertes des 

Sondervermögens, der am Ende der fünf vorangegangenen Abrechnungsperioden 

erzielt wurde (nachfolgend „High Water Mark“), so tritt zwecks Berechnung der 

Anteilwertentwicklung nach Satz 1 die High Water Mark an die Stelle des 

Anteilwerts zu Beginn der Abrechnungsperiode. Existieren für das Sondervermögen 

weniger als fünf vorangegangene Abrechnungsperioden, so werden bei der 

Berechnung des Vergütungsanspruchs alle vorangegangenen Abrechnungsperioden 

berücksichtigt. 

Die dem Sondervermögen belasteten Kosten dürfen vor dem Vergleich nicht von der 

Entwicklung des Vergleichsmaßstabs abgezogen werden. 

Als Vergleichsmaßstab wird der 6-Monats-Euribor festgelegt. 

An den Tagen, an denen kein Nettoinventarwert ermittelt wird, wird der 

Nettoinventarwert des Vortages solange fortgeschrieben, bis ein neuer 

Tagesendwert ermittelt wird. 

(ii.) Definition der Abrechnungsperiode 

Die Abrechnungsperiode beginnt am 01.08. und endet am 31.07. eines 

Kalenderjahres. Die Auszahlung der erfolgsabhängigen Vergütung erfolgt jeweils 

nach Ende der Abrechnungsperiode. 

(iii.) Berechnung der Anteilwertentwicklung 

Die Anteilwertentwicklung ist nach der BVI-Methode zu berechnen. 

Eine Erläuterung der BVI-Methode ist z.B. auf der Website des BVI unter 

https://www.bvi.de/uploads/tx_bvibcenter/BVI_Methode_final_Internet.pdf 

einzusehen. 

(iv.) Rückstellung 

Entsprechend dem Ergebnis einer täglichen Berechnung wird eine rechnerisch 

angefallene erfolgsabhängige Vergütung im Sonder-vermögen je ausgegebenen 
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Anteil zurückgestellt oder eine bereits gebuchte Rückstellung entsprechend 

aufgelöst. Aufgelöste Rückstellungen fallen dem Sondervermögen zu. Eine 

erfolgsabhängige Vergütung kann nur entnommen werden, soweit entsprechende 

Rückstellungen gebildet wurden.  

2. Vergütungen, die an Dritte zu zahlen sind 

a) Die Gesellschaft zahlt für das Portfoliomanagement eine jährliche Vergütung in Höhe 

von bis zu 0,80 Prozent des anteiligen durchschnittlichen Nettoinventarwertes des 

OGAW­Sondervermögens in der Abrechnungsperiode, der aus den Werten des 

bewertungstäglich ermittelten Nettoinventarwertes errechnet wird. Die Vergütung wird 

von der Verwaltungsvergütung gemäß Absatz 1.a) nicht abgedeckt und somit dem 

OGAW-Sondervermögen zusätzlich belastet. Die Gesellschaft ist berechtigt, hierauf 

anteilige Vorschüsse zu erheben, die bewertungstäglich berechnet und abgegrenzt 

werden. Vorschüsse werden am Ultimo eines Monats fällig.   

An den Tagen, an denen kein Nettoinventarwert ermittelt wird, wird der 

Nettoinventarwert des Vortages solange fortgeschrieben, bis ein neuer Tagesendwert 

ermittelt wird. 

b) Weiterhin zahlt die Gesellschaft an den Portfoliomanager die gemäß vorstehendem 

Absatz 1.b) vereinnahmte erfolgsabhängige Vergütung in voller Höhe. 

Die Vergütung wird von der Verwaltungsvergütung gemäß vorstehendem Absatz 1.a) 

nicht abgedeckt und somit dem Sondervermögen zusätzlich belastet. 

c) Die Gesellschaft kann für Maßnahmen im Zusammenhang mit der technischen 

Einrichtung zur Messung und Analyse des Marktrisikos des OGAW-Sondervermögens 

eine Vergütung von bis zu 0,03 Prozent p.a. des anteiligen durchschnittlichen 

Nettoinventarwertes des OGAW-Sondervermögens in der Abrechnungsperiode, der aus 

den Werten des bewertungstäglich ermittelten Nettoinventarwertes errechnet wird, 

zahlen. Die Vergütung wird von der Verwaltungsvergütung gemäß Absatz 1.a) nicht 

abgedeckt und somit dem OGAW­Sondervermögen zusätzlich belastet. Die Vergütung 

wird am Ultimo einer Abrechnungsperiode fällig. 

An den Tagen, an denen kein Nettoinventarwert ermittelt wird, wird der 

Nettoinventarwert des Vortages solange fortgeschrieben, bis ein neuer Tagesendwert 

ermittelt wird. 

d) Die Gesellschaft kann dem OGAW-Sondervermögen für Distribution der Fondsdaten an 

Fondsdatenplattformen und Drittvertriebe über einen Dienstleister eine jährliche 

Vergütung in Höhe von bis zu 0,01 Prozent des durchschnittlichen Nettoinventarwertes 

des OGAW-Sondervermögens, der aus den Werten des bewertungstäglich ermittelten 

Nettoinventarwertes errechnet wird, belasten.  

Die Vergütung wird von der Verwaltungsvergütung gemäß Absatz 1.a) nicht abgedeckt 

und somit dem Sondervermögen zusätzlich belastet. Die Vergütung wird am Ultimo 

einer Abrechnungsperiode fällig. 
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An den Tagen, an denen kein Nettoinventarwert ermittelt wird, wird der 

Nettoinventarwert des Vortages solange fortgeschrieben, bis ein neuer Tagesendwert 

ermittelt wird.   

e) Die Gesellschaft kann dem OGAW-Sondervermögen für Kreditratings der durch das 

OGAW-Sondervermögen zu erwerbenden bzw. bereits erworbenen Vermögens-

gegenstände eine jährliche Vergütung in Höhe von bis zu 0,03 Prozent des 

durchschnittlichen Nettoinventarwertes des OGAW-Sondervermögens, der aus den 

Werten des bewertungstäglich ermittelten Nettoinventarwertes errechnet wird, belasten.  

Die Vergütung wird von der Verwaltungsvergütung gemäß Absatz 1.a) nicht abgedeckt 

und somit dem Sondervermögen zusätzlich belastet. Die Vergütung wird am Ultimo 

einer Abrechnungsperiode fällig. 

An den Tagen, an denen kein Nettoinventarwert ermittelt wird, wird der Netto-

inventarwert des Vortages solange fortgeschrieben, bis ein neuer Tagesendwert ermittelt 

wird.   

f) Die Gesellschaft kann dem OGAW-Sondervermögen für Empfehlungen im Zusammen-

hang mit der Stimmrechtsausübung für die durch das OGAW-Sondervermögen 

erworbenen Aktien eine jährliche Vergütung in Höhe von bis zu 0,05 Prozent des 

durchschnittlichen Nettoinventarwertes des OGAW-Sondervermögens, der aus den 

Werten des bewertungstäglich ermittelten Nettoinventarwertes errechnet wird, belasten.  

Die Vergütung wird von der Verwaltungsvergütung gemäß Absatz 1.a) nicht abgedeckt 

und somit dem Sondervermögen zusätzlich belastet. Die Vergütung wird am Ultimo 

einer Abrechnungsperiode fällig. 

An den Tagen, an denen kein Nettoinventarwert ermittelt wird, wird der Netto-

inventarwert des Vortages solange fortgeschrieben, bis ein neuer Tagesendwert ermittelt 

wird. 

g) Die Gesellschaft kann sich im Rahmen des Collateral Management von Derivate-

Geschäften der Dienste Dritter bedienen. In diesem Fall erhalten diese Dritten zusammen 

eine monatlich zahlbare Vergütung in Höhe von bis zu 0,15 Prozent p.a. des anteiligen 

durchschnittlichen Nettoinventarwertes des OGAW-Sondervermögens in der 

Abrechnungsperiode, der aus den Werten des bewertungstäglich ermittelten Netto-

inventarwertes errechnet wird. Es steht der Gesellschaft frei, eine geringere oder keine 

Vergütung zu belasten. Diese Vergütungen werden von der Verwaltungsvergütung 

gemäß Absatz 1.a) nicht abgedeckt und somit dem OGAW-Sondervermögen zusätzlich 

belastet. Die Vergütung wird am Ultimo der Abrechnungsperiode fällig.   

An den Tagen, an denen kein Nettoinventarwert ermittelt wird, wird der Netto-

inventarwert des Vortages solange fortgeschrieben, bis ein neuer Tagesendwert ermittelt 

wird. 

3. Die Verwahrstelle erhält für ihre Tätigkeit aus dem OGAW-Sondervermögen eine jährliche 

Vergütung in Höhe von bis zu 0,045 Prozent des durchschnittlichen Nettoinventarwertes des 

OGAW-Sondervermögens in der Abrechnungsperiode, der aus den Werten des bewertungs-

täglich ermittelten Nettoinventarwertes errechnet wird, mindestens jedoch EUR 12.000,00 
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p.a. Sie ist berechtigt, hierauf monatlich anteilige Vorschüsse zu erheben, die bewertungs-

täglich berechnet und abgegrenzt werden. Vorschüsse werden am Ultimo eines Monats fällig. 

An den Tagen, an denen kein Nettoinventarwert ermittelt wird, wird der Nettoinventarwert 

des Vortages solange fortgeschrieben, bis ein neuer Tagesendwert ermittelt wird. 

4. Der Betrag, der jährlich aus dem OGAW-Sondervermögen nach den vorstehenden Ziffern 

1.a), 2.a), 2.c), 2.d), 2.e), 2.f), 2.g) und 3 als Vergütungen sowie nach nachstehender Ziffer 

5.l) als Aufwendungsersatz entnommen wird, kann insgesamt bis zu 1,475 Prozent des 

durchschnittlichen Nettoinventarwertes des OGAW-Sondervermögens in der Ab-

rechnungsperiode, der aus den Werten des bewertungstäglich ermittelten Nettoinventar-

wertes errechnet wird, betragen. An den Tagen, an denen kein Nettoinventarwert ermittelt 

wird, wird der Nettoinventarwert des Vortages solange fortgeschrieben, bis ein neuer 

Tagesendwert ermittelt wird. 

5. Aufwendungen 

Neben den vorgenannten Vergütungen gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des 

OGAW-Sondervermögens:  

a) bankübliche Depot- und Kontogebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten 

für die Verwahrung ausländischer Vermögensgegenstände im Ausland; 

b) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich 

vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufs-

prospekt, Basisinformationsblatt); 

c) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und 

Rücknahmepreise und ggf. der Ausschüttungen oder Thesaurierungen und des 

Auflösungsberichtes; 

d) Kosten der Erstellung und Verwendung eines vertraglich oder gesetzlich vorgesehenen 

dauerhaften Datenträgers, außer im Fall der Informationen über Verschmelzungen von 

Investmentvermögen und außer im Fall der Informationen über Maßnahmen im 

Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der 

Anteilwertermittlung; 

e) Kosten für die Prüfung des OGAW-Sondervermögens durch den Abschlussprüfer des 

OGAW-Sondervermögens; 

f) Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsansprüchen durch die 

Gesellschaft für Rechnung des OGAW-Sondervermögens sowie der Abwehr von gegen 

die Gesellschaft zu Lasten des OGAW-Sondervermögens erhobenen Ansprüchen; 

g) Gebühren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das OGAW-

Sondervermögen erhoben werden; 

h) Kosten für Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das OGAW-Sondervermögen; 

i) Kosten sowie jegliche Entgelte, die mit dem Erwerb und/oder der Verwendung bzw. 

Nennung eines Vergleichsmaßstabes oder Finanzindizes anfallen können; 

j) Kosten für die Beauftragung von Stimmrechtsbevollmächtigten; 
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k) Kosten für die Analyse des Anlageerfolges des OGAW-Sondervermögens durch Dritte; 

l) Kosten für die Bereitstellung von Analysematerial oder -dienstleistungen durch Dritte 

in Bezug auf ein oder mehrere Finanzinstrumente oder sonstige Vermögenswerte oder 

in Bezug auf die Emittenten oder potenziellen Emittenten von Finanzinstrumenten 

oder in engem Zusammenhang mit einer bestimmten Branche oder einen bestimmten 

Markt bis zu einer Höhe von 0,10 Prozent p.a. des anteiligen durchschnittlichen 

Nettoinventarwertes des OGAW-Sondervermögens in der Abrechnungsperiode, der 

aus den Werten des bewertungstäglich ermittelten Nettoinventarwertes errechnet wird. 

An den Tagen, an denen kein Nettoinventarwert ermittelt wird, wird der 

Nettoinventarwert des Vortages solange fortgeschrieben, bis ein neuer Tagesendwert 

ermittelt wird; 

m) Kosten, die anfallen im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von 

Vermögensgegenständen (Transaktionskosten); 

n) Steuern, insbesondere Umsatzsteuer, die anfallen im Zusammenhang mit den an 

vorstehend in Buchstaben a) bis m) genannten und vom Sondervermögen zu 

ersetzenden Aufwendungen. 

6. Erwerb von Investmentanteilen 

Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der 

Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge offenzulegen, die dem OGAW-Sondervermögen 

im Berichtszeitraum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 196 

KAGB berechnet worden sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der 

Gesellschaft selbst oder einer anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft 

durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist, darf die 

Gesellschaft oder die andere Gesellschaft für den Erwerb und die Rücknahme keine 

Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahres-

bericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offenzulegen, die dem OGAW-Sonder-

vermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen (Kapital-) Verwaltungsgesellschaft 

oder einer anderen Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare 

oder mittelbare Beteiligung verbunden ist, als Verwaltungsvergütung für die im OGAW-

Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

 

Erläuterung der Änderungen: 

Die Anpassungen der Kostenregelungen erfolgen aus Gründen der Kostentransparenz. 

Die bereits bestehenden Kostenklauseln werden an die geltenden „BaFin-

Musterbausteine für Kostenklauseln offener Publikumsinvestmentvermögen (ohne 

Immobilien-Sondervermögen)“ angepasst. Der jeweilige Fälligkeitszeitpunkt von 

Vergütungen wurde ergänzt. Die Kosten für die Erstellung und Verwendung eines 

dauerhaften Datenträgers wurden dahingehend konkretisiert, dass diese nur anfallen, 

sofern der dauerhafte Datenträger vertraglich oder gesetzlich vorgesehen ist. Die 

Transaktionskosten wurden in den Kostenkatalog integriert. Kosten, die durch Steuern 
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entstehen, müssen im Zusammenhang mit den Aufwendungen der Buchstaben a) bis m) 

der Ziffer 5 stehen; hierzu zählt insbesondere die Umsatzsteuer. 

 

3. Anpassung der Abrechnungsperiode 

§ 9 (Geschäftsjahr und Abrechnungsperiode) lautet künftig wie folgt: 

Das Geschäftsjahr und die Abrechnungsperiode des OGAW-Sondervermögens beginnen am 

1. August und enden am 31. Juli des Folgejahres. 

 

Erläuterung der Änderung:  

Die Anpassung erfolgt aus Gründen der Kostentransparenz.  

 

4. Darüber hinaus wurden lediglich weitere redaktionelle Änderungen vorgenommen. 

 

Sollten Sie mit den vorgesehenen Änderungen nicht einverstanden sein, können Sie Ihre 

Anteile jederzeit kostenfrei zurückgeben oder, soweit möglich, in Anteile oder Aktien eines 

anderen Investmentvermögens unserer Gesellschaft, das mit den bisherigen Anlage-

grundsätzen vereinbar ist, ohne weitere Kosten umtauschen. 

Der vollständige Wortlaut der geänderten Besonderen Anlagebedingungen ist im 

Verkaufsprospekt abgedruckt. Die jeweils gültigen Anlagebedingungen, der Verkaufs-

prospekt sowie das Basisinformationsblatt sind bei der BANTLEON Invest Kapitalverwaltungs-

gesellschaft mbH, Aegidientorplatz 2a, 30159 Hannover kostenlos erhältlich sowie online 

unter https://www.bantleon.com abrufbar. 

Für weitere Informationen über die Änderung der Anlagebedingungen wenden Sie sich bitte 

an die Gesellschaft. 

 

 

 

Hannover, im März 2026 

BANTLEON Invest Kapitalverwaltungsgesellschaft mbH 

Die Geschäftsleitung 

 


